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Kleiner Exkurs 

Meine Erfahrung sagt, dass wir um eine breite­
re inhaltlich-politische und wissenschaftliche 
Delegitimierung des Verfassungsschutzes 
nicht herumkommen - und dies - hier liegt 
ein Problem l - ohne Belastung des um seine 
Existenz ringenden Individuums, das dafür 
billig und gemein abgestraft werden kann. 
Nur wegen dieser demütigenden Waffenun­
gleichheit konnten die rechten Ideologeme 
des Verfassungsschutzes in der Rechtspre­
chung überhaupt so weit vordringen. 

Vor allem in der wissenschaftlichen Öf­
fentlichkeit sind das aber auch heute noch 
wenig angesehene Minderheitspositionen 
und diese Diskrepanz zum nach wie vor herr­
schenden wissenschaftlichen Mainstream 
muss aufbereitet und genutzt werden. Gera­
de in den vordringenden Verfahren, in denen 
die VVN Bayern als Organisation und der von 
ihr vertretene Antifaschismus direkt betrof­
fen sind, konkret im laufenden Pilotprozess in 
München, mit dem ihr - und dann der Ge­
samtorganisation - die steuerliche Gemein­
nützigkeit entzogen werden soll, da sie ext­
remistisch beeinflusst sei. Dem bayerischen 
Verfassungsschutz folgend, urteilte das Ver­
waltungsgericht München 2014, dass ihr auch 
ohne entsprechende Verbandsdokumente 
allein durch die Überrepräsentation von Lin­
ken - und gerade weil sie eben durchaus in 
der historischen Sache liege! - ein marxisti­
sches Faschismus-Verständnis zuzurechnen 
ist, das Faschismus und Kapitalismus in einen 
Bedingungszusammenhang bringt, womit die 
Verfassungsordnung bereits in Frage gestellt 
sei. Denn im Schwur der Häftlinge von Bu­
chenwald soll ja der »Faschismus mit seinen 
Wurzeln« beseitigt werde. Mit »Wurzeln« sei 
verfassungsfeindlicherweise der Kapitalismus 
gemeint. Alle Demos gegen Pegida und SS­
Traditionstreffen, zu denen die VVN mit-auf­
gerufen habe, seien extremistisch, auch wenn 
es keine Demonstrationsdelikte gab. Denn 
die Losung »Faschismus ist keine Meinung, 

sondern ein Verbrechen« richte sich gegen die 
Meinungsfreiheit der Verfassung. Die bedau­
erliche Teilnahme des Bundestagspräsidenten 
Thierse an Blockaden und Kanzler Schröders 
Ermutigung zum »Aufstand der Anständigen« 
sei dieser gefährlichen Sogwirkung des VVN­
Antifaschismus geschuldet. 

Die tonangebenden linken Antifaschisten 
behaupteten nämlich zweierlei Grundwi­
dersprüche: 1. zwischen Kapital und Arbeit, 
2. zwischen Produktivkräften und Produk­
tionsverhältnissen. Das allein genüge, um da­
rin den Marxismus-Leninismus zu erkennen, 
den das KPD-Verbotsurteil angeblich verbo­
ten habe. 

Seit der Globalisierung, Entstaatlichung, 
Finanzmarktkrise, Bankendominanz, Deregu­
Herung, Privatisierung werden wir von hoch­
rangigen Werken überschwemmt, die den 
Kapitalismus auch als System in Frage steI­
len und zwar gerade wegen Aushebelung der 
Demokratie, auch von prominenten Kapital­
Insidern wie dem langjährige Chefökonom 
der Weltbank und Nobelpreistträger Joseph 
Stiglitz. Dann wären also weit über die Hälfte 
westlicher Sozialwissenschaftler »Marxisten­
Leninisten«. Im Übrigen haben gerade die 
beiden Verfasser des KPD-Verbots Bundes­
verfassungsrichter Prof. Martin Drath und 
Konrad Zweigert gegutachtet, dass ihr Urteil 
keineswegs die marxistisch-leninistische Leh­
re und jede Art von Kommunismus aus dem 
Verfassungsbogen entfernen wollte. 

Was aber sagen 90 Prozent der Wissen­
schaft - ob links oder konservativ: Selbst­
verständlich besteht ein enger Zusammen­
hang zwischen Kapitalismus und Faschismus! 
Thomas Mann und Albert Einstein haben ihn 
leidenschaftlich angeklagt. Es existiert keine 
sozialdemokratische Faschismusanalyse, die 
das nicht getan hätte. Wenn die Konservative 
Hannah Arendt den Faschismus als »Bündnis 
von Kapital und Mob« definiert, tut sie immer 
noch dasselbe. Die Theoriepäpste Adorno und 
Horkheimer: »Wer vom Kapitalismus nicht 
sprechen will, soll vom Faschismus schweigen!« 
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Wenn dort »Kapitalismus« schlicht in 
»Demokratie« umgetauft wird, erhebt da­
gegen die mehrheitliche Sozialwissenschaft 
und Demokratietheorie die Anerkennung der 
Spannung zwischen beiden geradezu zur Vo­
raussetzung demokratischer Gesinnung. In­
zwischen handelt es sich nicht mehr um einen 
Anti-Antifa-Vorstoß aus der »Ordnungszelle 
Bayern« heraus, sondern um eine bundesweit 
koordinierte Crash-Offensive gegen den Anti­
faschismus. Dem VVN-Bundesvorstand wur­
de jetzt vom Familienministerium eine Inan­
spruchnahme des Freiwilligendienstgesetzes 
mit der lapidaren Begründung versagt, »nach 
Auskunft der Sicherheitsbehörden erkennt die 
VVN die rechtsstaatliche Ordnung nicht an«. 
Punkt! Einbürgerungsbewerbern wird die ih­
nen bisher unbekannte »Dimi troff- Formel« 

vorgelegt, wonach »der Faschismus an der 
Macht die Herrschaft der aggressivsten Krei­
se des Finanzkapitals« bedeute, die sie dann 
glaubhaft verabscheuen müssen. 

Der Verfassungsschutz und seine Autoren, 
die Eckhard ]esse, Bettina Blank, Rudolf van 
Hüllen usw. geraten außer Rand und Band. 
Gleichzeitig aber sind die Organisationen 
selbst immer öfter Prozessparteien, nicht klei­
ne existenzbedrohte Individuen. Diese Kon­
stellation birgt aber auch Chancen für einen 
Paradigmenwechsel: Da steht nicht eine die 
Mehrheit autoritativ vertretende Fachbehör­
de für staatspolitisches Selbstverständnis ge­
gen kleine toleranzheischende Außenseiter, 
sondern umgekehrt die immer noch herr­
schende Wissenschaft gegen anrüchige, NSU­
verstrickte Spitzel. 

Beispiel: Wenn wir in einem VVN- oder 
sonstigen Antifa-Verfahren hochrangige Poli­
tologen und Historiker - mit Antifa-Sympa­
thien wie z. B. die Professoren Wolfgang Wip­
permann, Wolfgang Benz oder Norbert Frei 
oder Konservative wie Heinrich August Wink­
ler u. a. - als Sachverständige zur öffentlichen 
Verhandlung laden und diese das vielleicht 
publizieren, dann sei das Beweisthema nicht 
die »Richtigkeit« der kapitalismuskritischen 

Positionen 117 

Faschismustheorien, sondern wertungsfrei 
der Rang und Stellenwert wissenschaftlicher 
Auffassungen, die den Faschismus maßgeblich 
von Triebkräften, realen Machtstrukturen, 
Erscheinungsformen und Konstellationen des 
Kapitalismus herleiten, in der deutschen und 
internationalen scientitic community. 

Das genügt vollkommen. 
Das NPD-Urteil des Bundesverfassungs­

gerichts hat - abgesehen davon, dass es den 
Geschichtsrevisionisten Eckhard ]esse zum 
Hauptgutachter emporhiefte, so für die 
Harmlosigkeit der NPD - uns auch insofern 
Böses gebracht, als es die Verbotsfrage und die 
Verfassungswidrigkeitsfrage entkoppelte, also 
das »Parteienprivileg« beseitigte. Ein Großteil 
unserer Unterstützer im Berufsverbotskampf 
sagte ja nur: »Solange die Partei nicht als ver­
fassungswidrig verboten ist, darfdie legale Tä­
tigkeit für sie nicht bestraft werden«. Das ist 
jetzt schwerer geworden. 

Es bleibt eigentlich nur noch die inhaltliche 
Entwertung und Skanda'lisierung der Ver­
fassungsschutzverleumdungen. Der Anwalt 
kann nur eine Kraft umsetzen, die außerha1b 
vorhanden ist oder gerade entsteht; er selbst 
ist als Scharfmacher ein schlechter Verteidi­
ger. Er muss moderieren und den Instanzen 
Motive vermitteln, sich erst mal an Gesetze 
zu halten, was in politischen Verfahren nicht 
selbstverständlich ist: als »Formelkompro­
miss« - die eigentliche Kraft kommt aus den 
Inhalten. 

Ende des Exkurses 

Ich habe hier den inhaltlichen Instrumentali­
sierungsaspekt herausgestellt, weil er nämlich 
auch umgekehrt bewirkt hat, dass wir oft 
aus den sachlich betroffenen Konfliktfel­
dern sachbezogene Solidarität mobilisieren 
konnten - Friedensbewegung, Antifaschis­
mus, engagierte Berufsgruppen in Erziehung, 
Wissenschaft, Sozialarbeit, Medizin, die mit 
Recht Gefahr auch für kritische Ansätze in 
der eigenen Sache sahen - und damit dann 
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auch gegen die Methodik des allbeliebigen 
Kommunistenschrecks. 

Darum möchte ich zum Schluss eine he­
rausragende moralische und politische Qua­
lität unseres Berufsverbotskampfes anspre­
chen. Anders als noch in der finsteren Knast­
szenerie der politischen Strafjustiz, gab es hier 
ein breit bekanntes aktives Milieu solidari­
scher Kollektivität. Trotz nervenzerreißenden 
Distanzierungsdrucks hat kein Betroffener 
je andere Personen oder Organisationen der 
Verfassungsfeindlichkeit geziehen, bei allen 
klaren Unterschieden: kein Religionslehrer ei­
nen Kommunisten. Das hat geholfen. 

Unbedingt genannt werden muss die 
hochqualifizierte Solidaritätsleistung der 
Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW). 

Um mit Franklin Roosevelt zu sprechen: 
»Was wir fürchten müssen, das ist die Furcht.« 


